
sprechung in bestimmten Fragen abschließen muß. Ge­
rade in einem solchen Forum, wie es das Plenum ist, 
ist der Austausch der Meinungen besonders wichtig. Es 
sei jedoch nochmals darauf hingewiesen, daß eine 
qualifizierte Beratung nur bei gründlicher Vorberei­
tung möglich ist. Ohne eine exakte A n a l y s e ,  d. h. 
ohne eine genaue Einschätzung der Rechtsprechung auf 
einem bestimmten Gebiet, verbunden mit einer sorg­
fältigen Analyse der auf diesem speziellen Gebiet wir­
kenden gesellschaftlichen Kräfte, ist eine Leitung der 
Rechtsprechung nicht denkbar. Erst die Untersuchung 
der konkreten Erscheinungen und der sich in ihnen ab­
zeichnenden Tendenzen' der Entwicklung der Recht­
sprechung und der damit zusammenhängenden gesell­
schaftlichen Grundlagen ermöglicht die Anleitung zu 
einer kontinuierlichen Rechtsprechung.
Es müssen einerseits solche Formen analytischer Ar­
beit entwickelt werden, die ein sofortiges Reagieren auf 
bestimmte Erscheinungen ermöglichen (z. B. auffälliger 
Anstieg oder auffälliges Absinken der Haftbefehle, 
verstärktes Auftreten von Beschwerden der Bevölke­
rung über unsachliche Behandlung durch die Gerichte). 
Hier sind kurzfristige Untersuchungen, mit denen die 
Ursachen solcher Erscheinungen aufgedeckt werden und 
die schnell dazu führen, die Hemmnisse in der Ent­
wicklung der sozialistischen Rechtsprechung zu beseiti­
gen, geeignet. Hinweise für derartige Untersuchungen 
können den Wochenmeldungen, den Monatsstatistiken 
oder- den Eingaben der Bürger entnommen werden.
Andererseits sind langfristige Analysen erforderlich, 
die in der Hauptsache durch die Inspektionsgruppe des 
Obersten Gerichts und auf Grund des Arbeits- und 
Perspektivplanes erfolgen. Eine Einschätzung der 
Rechtsprechung auf einem bestimmten Gebiet, ein­
schließlich ihrer gesellschaftlichen Wirksamkeit, die 
von der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung ausgeht, 
hilft uns, zum Wesen der Erscheinungsformen der 
Kriminalität vorzudringen, führt zu wichtigen Verallge­
meinerungen und Schlußfolgerungen und ist eine 
Grundlage für eine wissenschaftliche Leitung der Recht­
sprechung.
Die Analyse ist eine wichtige Voraussetzung für die 
P l a n u n g .  Jede wissenschaftliche Planung in den 
Organen der Rechtspflege muß auf einer sorgfältigen 
Analyse beruhen. Sie verlangt die Fähigkeit, die 
künftige Entwicklung der Rechtsprechung in Überein­
stimmung mit den gesellschaftlichen Entwicklungsten­
denzen zu erkennen und zu lenken. Hierzu muß das 
kollektive Wissen der Mitarbeiter der Rechtspflege­
organe genutzt werden.
Die O r g a n i s a t i o n  ist ein wesentlicher Bestandteil 
der gesamten Leitungstätigkeit, weil durch sie die Ver­
antwortung jedes einzelnen Organs und Mitarbeiters 
festgelegt wird und erst eine solche Festlegung eine 
qualifizierte Lösung der im Plan gestellten Aufgaben 
ermöglicht. Treten Mängel in der Durchführung der 
Aufgaben auf, dann kann man den Verantwortlichen 
feststellen und zur Rechenschaft ziehen.
Das Oberste Gericht hat die Festlegung der Verant­
wortungsbereiche seiner einzelnen Organe zu lange 
hinausgezögert. Es hat ferner die Verantwortung der 
Bezirksgerichte für die Rechtsprechung in ihrem Be­
reich bisher nicht genügend herausgearbeitet. Das steht 
im Widerspruch zum Rechtspflegeerlaß und erschwert 
die Entwicklung einer wissenschaftlich fundierten Lei­
tung der Rechtsprechung.
Bei Untersuchungen und Analysen der Inspektions­
gruppe und der Senate des Obersten Gerichts hat sich 
herausgestellt, daß eine weitgehende K o o r d i n i e ­
r u n g  der Aufgaben, ein sinnvolles Zusammenwirken 
der Inspektionsgruppe und der Senate unbedingt er­

forderlich ist. Ohne die wertvollen Ergebnisse der 
Untersuchungen im Bauwesen mindern zu wollen, muß 
aber doch hervorgehoben werden, daß der Erfolg noch 
größer gewesen wäre, wenn vorher eine Koordinierung 
dieser im Arbeitsplan festgelegten Aufgabe mit den 
anderen zentralen Rechtspflegeorganen und darüber 
hinaus auch mit den zuständigen zentralen staats- und 
wirtschaftsleitenden Organen stattgefunden hätte. Eine 
solche Koordinierung muß auch mehr die Tatsache be­
rücksichtigen, daß die Zurückdrängung der Kriminali­
tät und anderer Gesetzesverletzungen eine Angelegen­
heit der gesamten Gesellschaft ist und keineswegs auf 
die Rechtspflegeorgane beschränkt bleiben kann. Diese 
Koordinierung muß schon mit dem Austausch von In­
formationen beginnen und zu gemeinsamen Analysen 
sowie zu einer abgestimmten Planung der Aufgaben 
führen.
Obwohl Partei und Staatsführung stets auf die Bedeu­
tung einer wirksamen K o n t r o l l e  der Durchfüh­
rung von Entscheidungen hingewiesen haben, wurde 
diese Methode der Leitung in der Tätigkeit der Ge­
richte in hohem Maße vernachlässigt. Das zeigte sich be­
sonders in der Form, daß die Gerichte beim Ausspruch 
von Strafen ohne Freiheitsentzug zwar teilweise Maß­
nahmen zur gesellschaftlichen Erziehung der Verurteilten 
einleiten, die Durchführung dieser Maßnahmen aber 
nicht kontrollieren8. Das bedeutet im Ergebnis, daß die 
Wirksamkeit der gerichtlichen Verurteilung dem Selbst­
lauf überlassen wurde und häufig ausblieb. Teilweise 
zogen die Gerichte daraus den Schluß, daß die Strafen 
ohne Freiheitsentzug keine Wirksamkeit hätten, und 
verurteilten den „Rückfälligen“ dann zu einer Frei­
heitsstrafe. Dieses Beispiel zeigt, daß auch in der 
Rechtspflege die Kontrolle der Durchführung der fest­
gelegten Maßnahmen unbedingt notwendig ist.

Differenzierte Qualifizierung der Richter

Wiederholt ist festgestellt worden, daß es bei vielen 
Richtern zuweilen eine Diskrepanz zwischen ihren 
theoretischen Erkenntnissen und ihrem praktischen 
Handeln gibt. Das berührt die wichtige Frage der 
Qualifizierung und Schulung der juristischen Kader».

Die Schulung muß so gestaltet sein, daß sie das Fach­
wissen des Richters vertieft und seine Kenntnis von 
den Zusammenhängen zwischen seinen Aufgaben und 
der gesamtgesellschaftlichen, insbesondere ökonomi­
schen Entwicklung erweitert. Alle Maßnahmen zur 
Qualifizierung müssen in unmittelbarem Zusammen­
hang mit dem Aufgabenbereich des einzelnen Richters 
stehen und ihn befähigen, seine Arbeit besser und 
qualifizierter durchzuführen. Es kommt z. B. nicht 
darauf an, den Richtern umfangreiche Kenntnisse über 
ökonomische Spezialfragen zu vermitteln, sie etwa mit 
dem Studium mathematischer Fragen zu belasten.

Die bisher durch das Ministerium der Justiz und die 
Bezirksgerichte festgelegten Qualifizierungsmaßnahmen 
für die Richter sollten deshalb noch einmal gründlich 
überprüft werden, um alle allgemeinen und schemati­
schen Qualifizierungsmaßnahmen zu überwinden und 
statt dessen solche Maßnahmen festzulegen, die 
auf die jeweilige Funktion des Richters zugeschnitten 
sind und deren spezifischen Anforderungen entspre­
chen. Das Präsidium des Obersten Gerichts wird sich 
ebenfalls mit den Qualifizierungsmaßnahmen der Rich­
ter des Obersten Gerichts beschäftigen, um zu erreichenj 
daß die Weiterbildung zielgerichtet entsprechend dem 
konkreten Tätigkeitsbereich erfolgt.

8 Vgl. Biebl/Läuter, ;,Die erzieherische Wirksamkeit der be­
dingten Verurteilung sichern!“, NJ 1963 S. 742 ft.

, 9 vgl. Wolff, „Inhalt und System der Ausbildung und Weiter­
bildung der Juristen“, NJ 1964 S. 33.
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